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STEIGENDE ENERGIEKOSTEN

Existenzen bedroht 
Zahlreiche Energieversorger in NRW haben drastische Erhöhungen 
der Strom- und Gaspreise angekündigt. Die finanzielle Belastung wird 
für immer mehr Haushalte nur schwer zu stemmen sein. Bereits jetzt 
suchen zahlreiche Betroffene die Beratungsstellen der Caritas auf, weil 
sie ihre Energierechnung nicht begleichen können und Strom- und Gas-
sperren drohen. Die Caritas hält dagegen.

M enschen dürfen durch die hohen 
Energiepreise nicht in existenzielle 

Not geraten", betont Dominique Hopfenzitz, 
Diözesan-Caritasdirektor für die Diözese 
Münster. Der Jurist appelliert deshalb an die 
Sozialleistungsbehörden, die gestiegenen 
Energiepreise zu berücksichtigen und das 
Recht korrekt anzuwenden. "Die Behörden 

können erst dann die Übernahme von Heiz-
kosten verweigern, wenn Menschen nach-
weislich zu viel heizen", sagt Hopfenzitz. Es 
dürfe nicht sein, dass nur die Kosten des 
Vorjahres übernommen würden, wenn die 
Heizkosten allerorten explodierten. "Sonst 
werden Menschen im Sozialleistungsbezug 
und einkommensarme Haushalte ihre Woh-
nungen verlieren, oder sie sitzen im Winter 
im Kalten", warnt der Caritasdirektor.

Härtefallfonds gefordert
Bei einer sich zuspitzenden Energiekrise in 
Deutschland werde das zeitweise Ausset-
zen von Strom- und Gassperren bei Weitem 
nicht ausreichen, erklärt Dr. Frank Johan-
nes Hensel, Kölner Diözesan-Caritasdirek-
tor. "Was wir brauchen, ist ein Härtefall-
fonds, der Menschen mit geringem Ein-
kommen davor bewahrt, in den Verzug mit 
Strom- oder Gasrechnungen zu kommen", 
sagt er. 

Dazu müssten staatliche Stellen wie 
Jobcenter oder Sozialämter die Situation 

betroffener Haushalte prüfen und dann 
entscheiden, ob eine Kostenübernahme er-
folgen könne. Ein befristetes Verbot von 
Strom- und Gassperren bei Zahlungsverzug 
für Haushalte mit geringem Einkommen, 
wie es Verbraucherschutzministerin Steffi 
Lemke (Grüne) in Aussicht gestellt habe, 
greife noch deutlich zu kurz.

Das Gleiche gelte für einen Kündi-
gungsschutz, falls Mieterinnen und Mieter 
im Herbst oder Winter ihre Heizkosten 
nicht mehr begleichen könnten. "Wie sollen 
Leute mit kleinen Einkommen da wieder 
herauskommen und Rücklagen bilden, 
wenn zugleich die Preise in neue Rekordhö-
hen steigen?", fragt Hensel. Eine sichere 
Grundversorgung mit Energie gehöre zu 
den elementaren Bedürfnissen.

Die Übernahme ausstehender Mieten 
oder Nebenkosten sei in Härtefällen sehr 
wichtig, damit Menschen nicht immer tie-
fer abrutschten. Hensel: "Stellen Sie sich vor, 
Sie erhalten die Strom- oder Gasrechnung, 
und es geht auf einmal darum, ob Sie und 
Ihre Kinder im Dunkeln und Kalten sitzen 
und Speisen überhaupt noch warm zube-
reitet werden können."

"In Nordrhein-Westfalen ist derzeit je-
der Sechste von Einkommensarmut be-
droht", weiß Ute Cappenberg, Referentin für 
Schuldner- und Insolvenzberatung beim 
Diözesan-Caritasverband in Münster. "Aus 
den Sozial- und Schuldnerberatungen im 
Bistum kommen zahlreiche Rückmeldun-
gen, dass Familien Überschuldung und 
Wohnungsverlust fürchten müssen, weil 
sie die Energie- und Lebenshaltungskosten 
nicht aufbringen können", berichtet Cap-
penberg. Das Problem werde sich zum Win-
ter hin verschärfen. "Die steigenden Ener-
giekosten werden dazu führen, dass noch 
viel mehr Menschen Anspruch auf Sozial-
leistungen haben. Diese Menschen möchte 
die Caritas ermutigen, ihre Ansprüche auf 
Leistungen des Staates tatsächlich wahrzu-
nehmen."

Darüber hinaus for-
dert die Caritas auf Bun-
desebene zusätzliche 
staatliche Hilfen und eine 
kontinuierliche Anhebung 
der Regelsätze. 	                         

04/22
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"TARIFABSCHLUSS FÜHRT ZU FACHKR ÄFTE-K ANNIBALISMUS"

Faire Rahmenbedingungen für 
alle Krankenhäuser gefordert
Vor einer weiteren Zuspitzung des Fachkräftemangels beim Pflegeper-
sonal in den nordrhein-westfälischen Krankenhäusern warnt die Caritas 
in NRW. Insbesondere die Auswirkungen des kürzlich zwischen Verdi 
und den Universitätskliniken abgeschlossenen "Tarifvertrags Entlas-
tung" kritisiert die Caritas vehement. Der sehe zwar Arbeitsentlastung 
für deren Pflegepersonal vor, belaste damit jedoch indirekt alle anderen 
Krankenhäuser. 

W enn die Beschäftigten an den Unikli-
niken zusätzliche freie Tage erhal-

ten, führt das dort automatisch zu einem 
höheren Personalbedarf, der in der aktuellen 
Situation nur durch Abwerbung von ande-
ren Kliniken oder Pflegeeinrichtungen ge-
deckt werden kann", befürchtet Caritasdi-
rektorin Esther van Bebber. Damit verschär-
fe sich in Nordrhein-Westfalen die 
Konkurrenz ums Personal, würden Lücken 
untereinander gerissen und bewusst in Kauf 
genommen. "Dieser Tarifabschluss führt zu 
einem ‚Fachkräfte-Kannibalismus‘ unter 
den Kliniken", warnt van Bebber. Die einzel-
nen Krankenhäuser könnten dem ohne 
strukturelle Lösungen nicht entkommen. 

Nach langem Streik hatten sich die Uni-
versitätskliniken in Nordrhein-Westfalen 
und Verdi am 19.07.2022 auf ein Eckpunk-
tepapier zu einem "Tarifvertrag Entlastung" 
geeinigt. Dieser soll Anfang 2023 in Kraft 
treten. Das Land Nordrhein-Westfalen hat 
angekündigt, die Universitätskliniken bei 
der Umsetzung des Tarifvertrags finanziell 
zu unterstützen. Vor dem Hintergrund der 
gesetzlich verankerten Trägervielfalt und 
im Sinne eines fairen Wettbewerbes unter 
den Krankenhäusern ist eine solche einsei-
tige Finanzierungszusage nach Auffassung 
der Caritas in NRW schlicht Wettbewerbs-
verzerrung.

"Um eine Ungleichbehandlung zu ver-
hindern, muss sich eine Finanzierungszu-
sage des Landes auf alle Krankenhäuser 
erstrecken", fordert van Bebber, die Diöze-
san-Caritasdirektorin im Erzbistum Pader-
born ist. Zusätzliche finanzielle Mittel des 
Landes müssten allen Krankenhäusern 
und deren Pflegekräften zugutekommen 
unabhängig von deren Trägerschaft und 
Größe. Die katholischen Krankenhäuser 
seien starke und gute Arbeitgeber, benötig-
ten aber ebenso faire und gerechte Rah-

menbedingungen. "Das sind genau die 
strukturellen Herausforderungen rund um 
den Pflegeberuf, die die Politik lösen muss", 
fordert die Caritas in NRW. Nachhaltige In-
vestitionen müssten die Attraktivität des 
Berufes spürbar erhöhen und sowohl Aus-
bildung, Wiedereinstieg wie auch Verbleib 
in der Pflege möglichst attraktiv gestalten. 
"Dazu gehört die Entlastung aller Pflege-
kräfte, die nur gelingt, wenn die Arbeit auf 
zusätzliche Schultern verteilt wird", so van 
Bebber. Dieses Mehr an Pflege-Schultern im 
gesamten Gesundheitssystem sicherzu-
stellen gelte es "im Konsens und nicht kan-
nibalisch" anzugehen!

Laumann: Signalwirkung
Der nordrhein-westfälische Gesundheits-
minister Karl-Josef Laumann (CDU) sprach 
davon, dass der Tarifvertrag Signalwirkung 
auch für andere Krankenhäuser habe. Lau-
mann forderte die Krankenkassen auf, nun 
auch die Mehrkosten für die Pflege zu be-
zahlen: "Entscheidend ist, dass die gesetzli-
chen Krankenkassen die tariflich verein-
barten Pflegepersonalkosten auch refinan-
zieren." Der Bund müsse dafür sorgen, dass 
mit den von ihm geplanten Vorgaben für 
eine verbindliche Pflegepersonalbemes-
sung in den Krankenhäusern auch eine ver-
bindliche und auskömmliche Refinanzie-
rungsregelung geregelt wird, damit es tat-
sächlich zu spürbaren Verbesserungen für 
die Pflegenden kommt.  

Setzt sich 

für die 

katholischen 

Kliniken ein: 

Caritasdirek-

torin Esther 

van Bebber

HITZESCHUTZ IN ALTENHEIMEN

"Nachts lüften 
reicht nicht aus"

D ie Freie Wohlfahrtspflege in NRW 
schlägt Alarm. Alten- und Behinder-

tenheime in Nordrhein-Westfalen haben in 
einem koordinierten Projekt von Mitte Juli 
bis Mitte August die Zimmertemperaturen 
in ihren Einrichtungen gemessen. Erste  Er-
gebnisse sind besorgniserregend: so lag die 
ZImmertemperatur bei mehr als zwei Drit-
teln der Einrichtungen bei 26 Grad und 
mehr. Ab diesem Wert wird die Temperatur 
als unangenehm wahrgenommen. Bei 
knapp einem Drittel der Messungen lagen 
die Temperaturen sogar bei 28 Grad und 
mehr. "Es liegt nun erstmals ein aussagekräf-
tiges Bild aus mehr als 60 Altenpflegehei-
men vor – danach gelingt es nicht, alle Be-
wohner an heißen Tagen angemessen vor 
der Hitze zu schützen", sagte der Kölner Diö-
zesan-Caritasdirektor Dr. Frank Hensel ge-
genüber der Rheinischen Post.

 "Nachts zu lüften und tagsüber Fenster 
und Vorhänge geschlossen zu halten, reicht 
vielerorts einfach nicht aus." Zimmertem-
peraturen von mehr als 27 Grad müssten 
vermieden werden. "Die Einrichtungen der 
Altenpflege arbeiten mit individuell ange-
passten Hitzekonzepten, doch es braucht 
eben auch bauliche Veränderungen und 
Nachrüstungen." Hensel nannte einen Hit-
zeschutzfonds des Landes NRW für diese 
Nachrüstungen "die richtige und rasche 
Antwort".

Der Koalitionsvertrag sehe kein speziel-
les Förderprogramm für Pflegeeinrichtun-
gen vor, sagte den Angaben zufolge eine 
Sprecherin des NRW-Gesundheitsministe-
riums. Die Landesregierung halte die beste-
hende landesrechtliche Förderung von Hit-
zeschutzmaßnahmen in stationären Pfle-
geeinrichtungen grundsätzlich für aus- 
reichend. Ob sie durch weitere Maßnahmen 
ergänzt werden könne, etwa durch die 
Schaffung günstiger Kreditangebote oder 
die Bereitstellung von Zuschüssen, werde 
geprüft.

Den Trägern zufolge sind die Finanzie-
rungsmöglichkeiten durch das Alten- und 
Pflegegesetz aber weitgehend ausge-
schöpft. Unterstützung für die Altenheime 
kam von der Opposition. Die SPD kündigte 
an, das Thema kurzfristig in den Landtag 
zu bringen. 
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UMSETZUNG DER PFLEGEBERUFEREFORM

Projekt zur Unterstützung für Pflegeschulen und 
Praxiseinrichtungen 

"INTRO NW – Implementierung des Pflegeberufegesetzes qualitativ 
hochwertig und zukunftssicher gestalten" lautet der Titel eines Projek-
tes, das Verantwortliche bei der erfolgreichen Umsetzung der Pflegebe-
rufereform unterstützt. 

S eit September 2021 bietet das drei Jahre 
umfassende Projekt INTRO NW Be-

gleit-, Beratungs- und Unterstützungsange-
bote für Pflegeschulen und Träger der prak-
tischen Ausbildung in Nordrhein-Westfalen, 
um die mit der generalistischen Pflegeaus-
bildung verbundenen Innovationen erfolg-
reich an den verschiedenen Lernorten um-
zusetzen. 

Für die Pflegeschulen ist in einer Exper-
tenarbeitsgruppe unter der Leitung von 
Prof. Gertrud Hundenborn ein Konzept zur 
Evaluation schulinterner Curricula und trä-
gerspezifischer Ausbildungspläne entstan-
den, das einen wichtigen Beitrag zur inter-
nen Qualitätsweiterentwicklung leistet. 

Curriculumverantwortliche Personen aus 
den Pflegeschulen können das Konzept in 
Modulveranstaltungen kennenlernen und 
erproben und ihre Erfahrungen in die Wei-
terentwicklung des Konzeptes einbringen. 

INTRO NW ist ein Kooperationsprojekt 
der Dienstleistung, Innovation, Pflegefor-
schung Gesellschaft (DIP-GmbH) und der 
Alters-Institut gGmbH im Auftrag des Mi-
nisteriums für Arbeit, Gesundheit und Sozi-
ales des Landes Nordrhein-Westfalen 
(MAGS).  
	 Veranstaltungs- und weitere Projektin-	

	 formationen beim DIP

	 www.dip.de

	 info.intro-nw@dip-gmbh.org
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Neue Chancen für junge Geflüchtete

D ie NRW-Landesinitiative "Durchstarten in Ausbildung und 
Arbeit" stärkt Kompetenzen und fördert Akzeptanz. Dieses 

Erfolgsprogramm sollte nicht eingestellt werden.
Wie mag es sein, als junger geflüchteter Mensch in einem 

Land zu leben, in dem Fach- und Arbeitskräfte fehlen – und 
gleichzeitig der Aufenthalt so vieler nur "gestattet" oder "gedul-
det" ist? Allein in Nordrhein-Westfalen gibt es rund 23 000 junge 
Geflüchtete zwischen 18 und 27 Jahren, die Angebote der Ausbil-
dungs- und Arbeitsförderung aus diesem Grund nicht oder nur 
eingeschränkt nutzen können. Ihre sozialen Teilhabemöglich-
keiten sind begrenzt, die stets drohende Abschiebung belastet 
die Psyche, und als Perspektiven blieben Langzeitarbeitslosig-
keit und Sozialleistungsbezug.

In NRW haben sich viele Akteure in Politik und Verwaltung, 
Unternehmen, Gewerkschaften, Kammern, Initiativen und 
nicht zuletzt in der Freien Wohlfahrtspflege früh dafür starkge-
macht, andere Akzente zu setzen und Lücken in der Fördersys-
tematik des Bundes auch durch den Einsatz von Landesmitteln 
zu schließen. Ein wichtiger Ort zur Vernetzung ist der von der 
Regionaldirektion NRW der Bundesagentur für Arbeit einge-
setzte Beirat Integration von geflüchteten Menschen in Arbeit 
und Ausbildung. 2019 endlich folgte der Start der mit 50 Millio-
nen Euro Fördervolumen ausgestatteten Landesinitiative 
"Durchstarten in Ausbildung und Arbeit".

Die Mittel für Angebote in fünf modularen Bausteinen er-
hielten durchweg nur Kommunen, die sie an freie Träger weiter-
geben konnten, aber nicht mussten. Anders einzig beim Bau-
stein "Innovationsfonds": Hier konnten sich Vereine, Verbände 
und andere Organisationen direkt bewerben. Entstanden sind 
so 18 innovative und wirksame Projekte. In Köln etwa ermutigt 
IN VIA junge Geflüchtete, ihre kulturellen und künstlerischen 
Talente einzubringen, bevor sie auf eine Tätigkeit im sozialen 
oder erzieherischen Bereich vorbereitet werden. Der Anteil von 
geflüchteten Frauen in den Projekten ist überdurchschnittlich 
hoch. 

Ähnliches gilt für den Baustein "Coaching". Gerade hier zeigt 
sich, wie nötig es für Geflüchtete und Unternehmen ist, für all 
ihre Fragen eine konkrete Ansprechperson zu haben. Nötig ist 
allerdings, dass nicht erst mit dem offiziellen Start der Berufs-
ausbildung, sondern schon bei der Teilnahme an vorbereiten-
den Angeboten wie "Durchstarten in Ausbildung und Arbeit" ein 
Abschiebeschutz greift.

Die Caritas fordert, dass die neue Landesregierung ihre Ge-
staltungsmöglichkeiten nutzt und an der Förderung solcher Er-
folgsprogramme festhält.  

ANDREA RAAB, DIÖZESAN-CARITASVERBAND KÖLN

	 andrea.raab@caritasnet.de 

	 www.durchstarten.nrw
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OMBUDSFR AU FÜR PFLEGEBERUFE AUSBILDUNG

Möglichst viele Konflikte lösen
Sie ist gelernte Krankenschwester und war zuletzt Abteilungsleiterin für 
Gesundheit, Pflege und Alter beim Diözesan-Caritasverband Paderborn. 
Die generalistische Pflegeausbildung ist Brigitte von Germeten-Ortmann 
so wichtig, dass sie – jetzt im Ruhestand – ehrenamtlich als erste Om-
budsfrau in der Ombudsstelle für die Pflegeberufeausbildung wirkt. 

	 Was ist eigentlich eine Ombudsstelle, 
und was ist dort Ihre Aufgabe?

Brigitte von Germeten-Ortmann: Die Om-
budsstelle für Pflegeberufeausbildung in 
NRW wurde auf der Grundlage des Pflege-
berufegesetzes eingerichtet, das den Län-
dern die Möglichkeit eröffnete, eine 
Schlichtungsstelle in der Pflegeberufeaus-
bildung zu etablieren. NRW hat diese Mög-
lichkeit als erstes Bundesland genutzt. Als 
eine von zwei Ombudsfrauen übernehme 
ich die Aufgabe, bei Konflikten zwischen 
Trägern und Auszubildenden zu vermit-
teln. Ziel ist es, möglichst viele Konflikte zu 
lösen, sodass die Ausbildung erfolgreich 
fortgeführt werden kann. Hierzu müssen 
die Beteiligten einbezogen werden, neben 
den Auszubildenden also auch Verantwort-
liche der Träger der praktischen Ausbil-
dung wie Leitungen und Praxisanleitende, 
aber auch häufig Lehrende der Pflegeschu-
le. Unterstützt wird die Arbeit der Ombuds-
frauen durch die Geschäftsstelle bei der 
Bezirksregierung Münster. Die Ombuds-
stelle führt keine Rechtsberatungen durch 
und ist keine Schlichtungsstelle wie in Aus-
bildungen nach Berufsbildungsgesetz. 

Übrigens wird die Ombudsstelle auch 
von Auszubildenden der bisherigen Ausbil-
dungen oder der Pflegehilfe (Pflegefachas-
sistenz) angefragt. Wir sind da eigentlich 
nicht zuständig, helfen aber, wo immer 
möglich. 

	 Mit welchen Konflikten zwischen 
Auszubildenden und Ausbildungs-
stellen sind Sie befasst?

Die Konflikte sind sehr unterschiedlich. 
Meistens wenden sich die Auszubildenden 
an die Ombudsstelle, in einigen Fällen aber 
auch Träger der Ausbildung. In den "einfa-
chen" Fällen geht es um Urlaubsgewährung 
in Pflichteinsätzen, fehlende Vergütungs-
zuschläge bei externen Einsätzen, unregel-
mäßige Gehaltszahlungen oder zu hohe 
Fehlzeiten. Letzteres war durch die Corona-
pandemie häufiger der Fall. Manchmal las-

sen sich mit der Ausbildungssituation un-
zufriedene Auszubildende beraten, ob, wie 
und wo sie die Ausbildung fortsetzen kön-
nen. Sie klären die Situation dann oft selbst. 
Solche Konflikte lassen sich oft in wenigen 
Gesprächen entschärfen. 

Aufwendiger sind die Fälle, in denen 
der Ausbildungsvertrag gekündigt werden 
soll oder wurde oder ein Auflösungsvertrag 
vorgelegt wird. Hier sprechen wir mit allen 
Beteiligten, um uns ein Bild zu machen und 
nachhaltige Lösungen zu entwickeln. In 
den meisten Fällen konnte eine einver-
nehmliche Lösung gefunden werden, die 
allerdings nicht immer die Fortführung der 
Ausbildung bedeutet, sondern beispiels-
weise auch einen Wechsel in die Pflege-
fachassistenz. So können diese jungen 
Menschen zunächst einen Abschluss errei-
chen und später dennoch in die dreijährige 
Ausbildung wechseln. 

Unrechtmäßig gekündigt
Fatal für eine Auszubildende war es, als die 
Prüfung der Zugangsvoraussetzung zur 
Ausbildung unzureichend durchgeführt 
wurde und ihr – in diesem Fall unrechtmä-
ßig – gekündigt wurde. Hier konnte die Aus-
bildung nach Klärung durch die Ombuds-
stelle wieder aufgenommen werden.

Auch die Anerkennung ausländischer 
Zeugnisse spielte in einer weiteren Frage 
eine Rolle. Hier sind die manchmal langen 
Zeiten bis zur Anerkennung ein Problem.

Während in manchen Fällen Ausbil-
dungsträger noch Verbesserungspotentzial 
in der Ausbildungsqualität, beispielsweise 
bei der Praxisanleitung, haben, fördern an-
dere ihre Auszubildenden fast über das 
Maß hinaus. Hier hätte eine Beendigung 
der Ausbildung in der Probezeit wahr-
scheinlich viel Frust und investierte Ener-
gie erspart.  

Immer häufiger zeigt es sich, dass Aus-
zubildende über die Lösung des Konfliktes 
hinaus längerfristige Begleitung z. B. durch 
Seniorexperten benötigen, die sie auch in ih-

rer Persönlichkeitsentwicklung unterstützen.
Neu für mich in der Ombudsarbeit ist, 

dass die Präsenz der Auszubildenden auf 
Social-Media-Kanälen negative Auswir-
kungen haben kann. So sollte einer Auszu-
bildenden zum Ende des zweiten Ausbil-
dungsjahres gekündigt werden, da sie ein 
Video auf TikTok eingestellt hatte. Sie stell-
te die Frage, was wohl geschähe, wenn alle 
kündigten. Nach meiner Einschätzung war 
das Video kein Kündigungsgrund, aller-
dings trug die Auszubildende ihre Dienst-
kleidung. Es konnte erreicht werden, dass 
die Kündigung nicht ausgesprochen wur-
de.

	 Mit wie vielen Fällen hat die Om-
budsstelle im Jahr zu tun?

Vom Start der Ombudsstelle bis Juni 2021 
haben wir acht Beratungen durchgeführt, 
von Juli 2021 bis Juni 2022 fast 50 Beratun-
gen. Gut zehn Anfragen konnten von der 
Geschäftsstelle geklärt werden, insbeson-
dere wenn schon ein arbeitsrechtliches Ver-
fahren eingeleitet wurde oder angenom-
men wurde, dass vorher die Schlichtungs-
stelle analog zum Berufsbildungsgesetz 
eingeschaltet werden musste. Vielen Trä-
gern war und ist – trotz mehrfacher Infor-
mationen durch die Geschäftsstelle und 
das MAGS – die Ombudsstelle nicht be-
kannt. 			                           

Brigitte von Germeten-Ortmann, ehemalige 

Pflegeexpertin beim Diözesan-Caritasverband 

Paderborn, wirkt nun im Ruhestand ehrenamt-

lich als eine von zwei Ombudspersonen in der 

Ombudsstelle für die Pflegeberufeausbildung. 

Foto:  Archiv Caritas

 
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Auf Vorschlag von Gesundheitsminister 
Karl-Josef Laumann (CDU) hat das nord-
rhein-westfälische Landeskabinett Clau-
dia Middendorf (Foto) in ihrem Amt als 
Beauftragte der Landesregierung für 
Menschen mit Behinderung sowie für 
Patientinnen und Patienten in NRW 
bestätigt. Schwerpunkte ihrer Tätigkeit 
sind unter anderem die gesundheitliche 
Versorgung von Menschen mit Behinde-
rungen, die Stärkung der ehrenamtli-
chen Strukturen im Gesundheitswesen, 
die Integration von Menschen mit Behin-
derungen in den Arbeitsmarkt und die 
Patientenorientierung, hieß es vonseiten 

der Landesregierung. Middendorf ist ge-
lernte Erzieherin und arbeitete seit 1995 
als Diplom-Sozialpädagogin beim Cari-
tasverband Hagen. Middendorf enga-
giert sich ehrenamtlich unter anderem 
als Vorsitzende des SkF in Dortmund-
Hörde. Sie ist seit Oktober 2017 Beauf-
tragte der Landesregierung für Men-
schen mit Behinderung sowie für Patien-
tinnen und Patienten.  
	 www.lbbp.nrw.de

29-Euro-Ticket gefordert
Die Freie Wohlfahrtspflege Nordrhein-
Westfalen hat die Einführung eines 
29-Euro-Tickets für den öffentlichen 
Nahverkehr gefordert. Insbesondere für 
Geringverdienende brauche es mit Ab-
lauf des 9-Euro-Tickets ab September 
eine Perspektive, teilte die Landesar-
beitsgemeinschaft (LAG) mit. Etwa 
90 Prozent der Menschen mit geringem 
Einkommen nutzten laut Schätzungen 
der Wohlfahrtspflege das verbilligte Re-
gionalverkehrsticket. Wegen steigender 
Lebenshaltungskosten könnten sich vie-

le Menschen ohne ein Sozialticket Fahr-
ten mit dem Nahverkehr ab Herbst nicht 
mehr leisten, befürchtet die LAG.  

Nicht mit uns! 
Die Bundesregierung plant im Bundes-
haushalt für 2023 drastische Kürzungen 
bei den sogenannten "Leistungen zur 
Eingliederung in Arbeit". Davon wären 
insbesondere benachteiligte Langzeit-
arbeitslose im Zweiten Sozialgesetzbuch 
("Hartz IV") betroffen. Statt gut 4,8 Milli-
arden Euro könnten im nächsten Jahr 
nur noch 4,2 Milliarden Euro zur Verfü-
gung stehen – also rund 609 Millionen 
Euro weniger, um Menschen mit öffent-
lich geförderter Beschäftigung, Bera-
tung, Coaching und Qualifizierung dabei 
zu unterstützen, wieder in Arbeit zu 
kommen. "Das ist richtig schlimm und 
keine Kleinigkeit!", warnt die Katholische 
Bundesarbeitsgemeinschaft Integration 
durch Arbeit. Sie hat ein Faktenpapier als 
Argumentationshilfe veröffentlicht und  
mobilisiert gegen die Haushaltspläne. 
	 www.caritas-nrw.de/fakten

	 Die Ombudsstelle soll also auch zur 
Verbesserung der Qualität der neuen 
Pflegeberufeausbildung beitragen. 
Wie leistet die Stelle das?

Die Ombudsstelle berichtet dem MAGS ein-
mal jährlich über ihre Arbeit. Dabei ist es 
wichtig, dass wir gegenüber dem MAGS 
keine Informationen geben, die auf den Trä-
ger, die Pflegeschule oder Einsatzpartner 
des konkreten Falles schließen lassen kön-
nen.

Der Bericht wird aktuell erstellt, in ei-
nem gemeinsamen Jahresgespräch im 
MAGS beraten und wird dann auch im In-
ternet verfügbar sein. Wichtig war mir von 
Beginn an, dass die Erkenntnisse der Om-
budsarbeit in die Weiterentwicklung der 
Ausbildungsqualität eingebracht werden. 

Das MAGS hat die Ombudsstelle in das 
Begleitgremium zur Umsetzung der Pfle-
geausbildung auf Landesebene eingeladen. 
Hier können wir immer einen aktuellen Be-
richt geben und so die Vertreterinnen und 
Vertreter der Trägerverbände für Verbesse-
rungen sensibilisieren. Auch mit den Be-
zirksregierungen als Aufsichtsbehörden für 
die Pflegeausbildung sind wir im Kontakt. 
Die Unterstützung durch das MAGS ist im-
mer da und für uns auch wichtig.

	 In der Corona-Zeit war die Pflege im-
mens belastet, aber auch im Fokus 
der Öffentlichkeit. Wie hat sich das 
ausgewirkt?

Während der Corona-Zeit mussten die Pfle-
geschulen auf Distanzunterricht umstellen, 
in der Pflegepraxis mussten manche Ein-
sätze neu koordiniert werden. Direkt mein 
erster Fall hatte mit diesen Auswirkungen 
zu tun: Eine Auszubildende stand vor der 
Kündigung, da sie nicht an dem verpflich-
tenden Unterricht teilnahm und so Teile 
der Ausbildung versäumte. Hier wurden 
verbindliche Absprachen getroffen und sei-
tens der Pflegeschule angeboten, allein ei-
nen Schulraum für die Bearbeitung zu nut-
zen. Es scheint so, dass sich alle viel über-
legt haben, gute Ausbildungsbedingungen 
trotz dieser Einschränkungen zu bieten. 
Bei uns kamen wenige Anfragen, die in den 
coronabedingten Veränderungen begrün-
det waren.                FRAGEN VON M. LAHRMANN

 	www.brms.nrw.de/go/ombudsstelle

	 Lesen Sie online noch mehr: 

	 vGO über die generalistische Pflege- 

	 ausbildung und kluge Antworten auf 	

	 den Fachkräftemangel

	 www.caritas-nrw.de/ombudsstelle
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FACHKR ÄFTEMANGEL IN KITAS

Es drohen Gruppenschließungen
Die Prognosen sehen nicht gut aus: Bis 2030 fehlen einer Studie zufolge 
allein in Nordrhein-Westfalen rund 62 000 Kita-Fachkräfte. Doch der 
Blick muss gar nicht so weit in die Zukunft gehen. Es reicht, auf die 
nächsten Wochen zu blicken: Viele Träger sind besorgt, wie sie den 
Alltag wegen fehlenden Personals bewältigen sollen.

S o etwa im Erzbistum Köln. Dort gibt es 
rund 660 katholische Kitas – in Träger-

schaft der örtlichen Pfarrgemeinden oder 
auch der Caritas. Letztere wird auf Anfrage 
der Katholischen Nachrichten-Agentur 
(KNA) deutlich: Eine flächendeckende 
Betreuung könne nach der Sommerpause 
nicht überall gewährleistet werden. Neben 
bereits bestehenden Engpässen hätten etli-
che Mitarbeitende gekündigt. Die Folge: 
Gruppen werden wohl wochenweise oder 
für weitaus längere Zeiträume geschlossen, 
neue Gruppen erst gar nicht geöffnet, Be-
treuungszeiträume verkürzt und weniger 
Kinder aufgenommen als zugesagt.

Wenig rosige Aussichten beschreibt 
auch Geschäftsführer Josef Mertens von 
den Katholischen Kindertageseinrichtun-
gen Hellweg im Erzbistum Paderborn. 
3 000 Mitarbeitende betreuen aktuell in 182 
Kitas 11 000 Kinder. Heute stehen viele Trä-
ger mit dem Rücken zur Wand, sagt er und 
spricht von einem Teufelskreis – zu wenig 
Nachwuchs, alternde Teams, wachsende 
pädagogische und bürokratische Anforde-
rungen seitens der Politik und Gesellschaft.

Über Jahrzehnte sei es versäumt wor-
den, jungen Menschen das Berufsfeld in 
der Kita nahezubringen, bemängelt Mer-
tens. "Wir haben Ausbildungsinteressierte 
förmlich in andere Berufsfelder gedrängt." 
Heute herrsche ein harter Verdrängungs-
wettkampf.

Mancherorts scheinen die Probleme 
noch nicht ganz so gravierend zu sein. Der 
Kita-Zweckverband im Bistum Essen räumt 
einen grundsätzlich hohen Fachkräftebe-
darf ein, stellt aber für die eigenen Einrich-
tungen eine weitestgehend entspannte 
Situation fest. Ähnliches berichtet Sylwia 
Digiacomo, die Geschäftsführerin der Trä-
gergesellschaft Horizonte im Bistum Aa-
chen ist. Von den etwa 300 Stellen seien 
aktuell vier nicht besetzt.

Ob das so bleiben wird? Digiacomo be-
tont, dass sich im Laufe des Jahres etwa 
durch Erkrankungen und andere Ausfälle 

vieles rasch verändern könne. Steigende 
Energiekosten und Tariferhöhungen, die 
durch öffentliche Gelder nicht aufgefangen 
werden könnten – im kommenden Jahr 
könnte das Geld durch massiv steigende 
Kosten knapp werden. 

NRW-Familienministerin Josefine Paul 
(Grüne) bestätigt, dass die Lage in den Kitas 
ernst ist. Gerade die frühkindliche Betreu-
ung – nach der Sommerpause gebe es in 
NRW 217 000 Betreuungsplätze für Kinder 
unter drei Jahren – erhöhe den Bedarf an 
qualifizierten Fachkräften. Der Koalitions-
vertrag sieht eine Fachkräfteoffensive für 
die frühkindliche Bildung vor. Dazu sollte 
eine Koordinierungsstelle Fachkräfteoffen-
sive für Sozial- und Erziehungsberufe die 
Arbeit aufnehmen. Gleichzeitig verlängerte 
die Landesregierung das Kita-Helfer-Pro-
gramm. Damit werden Helferinnen und 
Helfer in Kitas finanziert, die bei einfachen 
Arbeiten mit anpacken können.

Doch reicht das aus? Der Geschäftsfüh-
rer des Trägers pro futura im Bistum Aa-
chen, Heinz Zohren, fordert, die Hürden für 
den Beruf zumindest befristet herabzuset-
zen. Auch ohne umfängliche pädagogische 
Ausbildung könnten Erwachsene etwa bei 
der Betreuung am Mittagstisch oder manch 
kreativem Angebot helfen. Es brauche zu-
dem mehr berufsbegleitende Ausbildung 
und ein vernünftiges Einwanderungsge-
setz. Andernfalls drohe das aktuelle Kita-
System an seine Grenzen zu stoßen.

Im Bistum Münster werden 45 000 
Kinder in 670 Tageseinrichtungen betreut. 
Der stellvertretende Leiter der Gruppe 
Tageseinrichtungen, Martin Attermeyer, 
spricht von einer angespannten Lage, die 
auch am erhöhten Personalbedarf durch 
den Ausbau der Krippenbetreuung liege. 
Immer mehr Kinder kämen in jüngerem 
Alter in die Einrichtungen. Der Personal-
schlüssel für die unter Dreijährigen liege 
jedoch zu Recht höher als für die Betreuung 
älterer Kinder. Das muss man alles mit ein-
berechnen.  	        ANNIKA SCHMITZ ( KNA)

LEBENSMIT TEL ZUGEK AUFT

Kritik an Tafeln

D ie Idee war vor über 20 Jahren 
ebenso einfach wie wirksam: Um 

der Überproduktion und der damit ver-
bundenen Vernichtung von Lebensmit-
teln zu begegnen, gründeten Hilfsorga-
nisationen die Tafeln, um diese Lebens-
mittel kostenlos oder gegen geringes 
Entgelt an akut armutsgefährdete Be-
dürftige abzugeben. Doch die Ur-
sprungsidee wird inzwischen massiv 
infrage gestellt. Immer mehr Tafeln 
sind gezwungen, Lebensmittel hinzu-
zukaufen, oft müssen dafür mehrere 
Tausend Euro im Monat investiert wer-
den – aus Spendenmitteln. Der Grund: 
Supermärkte und Bäckereien liefern 
immer weniger Lebensmittel, oft sind 
neue Wege der Verwertung entstanden, 
oder es wird schlichtweg punktgenauer 
produziert.

"Der Zukauf von Lebensmittel kon-
terkariert den Tafelgedanken", betont 
Christoph Eikenbusch vom Diözesan-
Caritasverband Paderborn. Wenn Geld 
in die Hand genommen werden müs-
se, damit Bedürftige preiswerte Le-
bensmittel kaufen könnten, frage man 
sich doch, warum dieses Geld nicht 
direkt den Betroffenen gegeben werde. 
Für Eikenbusch ist klar, dass sich bei 
den Tafelangeboten massiv etwas än-
dern muss. "Die Tafeln müssen sich 
neu erfinden." Zielführende Konzepte 
müssten her, "denn einfach wegschi-
cken können wir die Leute nicht. Die 
Armut bleibt und wird sogar noch zu-
nehmen."

Gerade bei der Caritas hätten sich 
in den letzten Jahren viele Tafel-Ange-
bote weiterentwickelt und seien bei-
spielsweise mit ergänzenden Formen 
der Unterstützung und Beratung ge-
koppelt oder durch entsprechende Ko-
operationen gestärkt worden. Den-
noch bleibe ein zwiespältiges Gefühl. 
"Statt Almosen in Form von Lebens-
mitteln zu verteilen, ist den Betroffe-
nen besser geholfen, wenn sie durch 
sozialpolitische Lösungen erst gar 
nicht derartige Angebote in Anspruch 
nehmen müssten", so Eikenbusch. 


